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Themenkom-
plex 
 

Fragen Grüne CDU SPD FDP Die Linke 

Familienför-
derung / Ar-
mutsbe-
kämpfung 
 
 
 

 Kein Kind soll in Armut 
aufwachsen müssen! 
Soziale Ausgrenzung, 
Armut und besonders 
Kinderarmut sind eine 
landespolitische Her-
ausforderung! 
 

Familien stärken, ent-
lasten und unterstützen.  
Betreuung, Bildung, 
Chancengerechtigkeit, 
Wahlfreiheit. Bekämp-
fung von Kinderarmut. 
 

Unser Konzept beruht 
auf zwei Säulen. Geld-
leistungen und  
Infrastruktur, die Bil-
dung und Teilhabe für 
alle Kinder 

Eine tragfähige Wirt-
schaftspolitik sorgt für 
gute Arbeitsplätze und 
Gehälter. 

Zentral sind Bildung, die 
Gleichberechtigung von 
Frauen* und die Bekämp-
fung prekärer Arbeitsver-
hältnisse. 
 

 Welche Maß-
nahmen planen 
Sie zur Bekämp-
fung von Kin-
der- und Famili-
enarmut? 
 

Mit dem 1. A+R Bericht 
BW 2015 wurde Grund-
lage zur Anerkennung 
von Kinderarmut gelegt.  
 
Ideenwettbewerb 
„Starke Kinder – chan-
cenreich“. Für Kinderar-
mut sensibilisieren.  
 
Landesstrategie entwi-
ckeln, die besonders 
stark armutsgefährde-
ten oder belasteten Kin-
dern hilft.  
 
Wir setzen uns für eine 
wirksame Kinder-
grundsicherung ein. 
 
Förderung lokaler Prä-
ventionsnetzwerke. 
 
Kinderarmut weiter kon-
sequent bekämpfen und 
einen Masterplan Kin-
derschutz auf den Weg 
bringen. 
 

Einführung eines ein-
kommensunabhängigen 
Familiengeldes. 
 
Einführung eines Famili-
ensplittings in der 
Steuer. 
 
Vollumfängliche steuer-
liche Geltendmachung 
von haushaltsnahen 
Dienstleistungen. 
 
365 Euro-Ticket für 
Schüler und Azubis mit 
Geschwisterermäßi-
gung  

Existenzsichernde 
Geldleistung in Form ei-
ner Kindergrundsiche-
rung, auf Antrag. Sie 
soll alle bisherigen 
Familienleistungen zu-
sammenfassen – ge-
staffelt nach der Ein-
kommenssituation der 
Eltern.  
 
Infrastruktur zur Siche-
rung von Bildung und 
Teilhabe für alle Kinder. 
Nach der Aufgabenver-
teilung 
zwischen dem Bund 
und den Ländern gibt es 
eine eindeutige Zuord-
nung:  
 
Die Länder sind für 
die Infrastruktur zustän-
dig und der Bund für die 
Geldleistung. 
 

Qualifizierung, insbe-
sondere für AE sind Mo-
delle wie die TZ Ausbil-
dung sowie verlässliche 
Modelle der Kinderbe-
treuung wichtig.  
 
FDP hat das Konzept 
„Kindergeld 2.0 – das 
Kind im Mittelpunkt“ 
vorgelegt. Es fasst  
kindesbezogenen Leis-
tungen zusammen. An-
spruch des Kindes. Es 
hat drei Komponenten: 
einkommensunabhängi-
ges Kindergeld/Grund-
betrag, dem einkom-
mensabhängiges Kin-
der-Bürgergeld (Flexi-
betrag) sowie Gut-
scheine für kindesbezo-
gene Leistungen. 
 

Gebührenfreie Kitas  
kostenfreies Mittagessen in 
Kitas und Schulen.  
Ganztagesschulen aus-
bauen. 
•  
Sorge- und Pflegearbeit ge-
sellschaftlich aufwerten 
•  
ÖPNV generell ticketfrei für 
Alle. 
Der Schulweg gehört kos-
tenfrei! 
•  
Übernahme Kosten der Un-
terkunft durch die Kommu-
nen, incl.  Strom und Inter-
net.  
•  
Kindergrundsicherung, 
elternunabhängiges BAföG 
und armutsfeste Renten. 
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Konkrete 
Schritte, um 
(benachteilig-
ten) Familien 
den Zugang zu 
sozial- u. fami-
lienpolitischen 
Leistungen zu 
erleichtern? 
 

Mit dem Landespro-
gramm STÄRKE unter-
stützen wir bereits El-
tern in ihrer Alltags-, Er-
ziehungs- und Bezie-
hungskompetenz. Zu 
den Angeboten gehören 
kostenfreie, offene 
Treffs als leicht zugäng-
liche Bildungsorte und 
verschiedene Angebote 
für Familien in besonde-
ren Lebenssituationen. 
So können diese Fami-
lien zum Beispiel auf 
Familienbildungsfreizei-
ten an Bildungsangebo-
ten teilnehmen, die spe-
ziell auf ihre jeweiligen 
Bedürfnisse zugeschnit-
ten sind.   
 
 

Viele Landkreise, 
Städte und Gemein-
den haben bereits 
gute Konzepte für 
mehr Familien- und 
Kinderfreundlichkeit 
entwickelt. Wir wollen, 
dass es noch mehr 
werden. Dazu wollen 
wir gemeinsam mit 
den Kommunen eine 
landesweite Plattform 
schaffen, auf der 
Ideen ausgetauscht 
und Projekte vernetzt 
werden können.  

Bildung kostenfrei und 
qualitätsvoll gestalten: 
von der Kita bis zur 
Meisterprüfung oder  
Studienabschluss.  
 
Ungleichheit in der Bil-
dung beseitigen.  
 
Familien entlasten und 
die Kita-Gebühren ab-
schaffen.  
 
mehr U 3-Plätze schaf-
fen, damit der Rechts-
anspruch eingelöst wer-
den kann. 
 
Ganztagsgarantie vom 
ersten Geburtstag bis 
zum letzten Schultag. 
  

Bürokratieabbau und 
umfassende Vereinfa-
chungen.  
 
Vorschlag eines libera-
len Bürgergelds, das die 
Vielzahl der öffentlichen 
Leistungen bündelt.  
 
Wir sehen keine zwin-
gende Notwendigkeit, 
weitere Strukturen aus 
Steuermitteln aufzu-
bauen.  
 

Beratungsangebote sind 
zentral für die Verbesse-
rung des Zugangs,  
 
Beratungsangebote aus-
bauen.  
 
Dazu Kommunen besser fi-
nanziell. Planungssicher-
heit für die Träger und Be-
ratungsangebote schaffen 

 
 

 Wie stehen Sie 
zur kostenlosen 
Schülerbeförde-
rung? 
 

2020 bereits zwei Mo-
nate die Kosten für die 
Schüler*innen-Abos er-
stattet. Ziel: Eltern und 
Verwaltung entlastet.  
Zuständig sind Stadt- 
und Landkreise. Ihnen 
steht es frei, Schüler*in-
nen-Abos günstiger 
oder sogar einen kos-
tenlosen Schüler*innen-
Transport anzubieten. 
 
Neuer rechtlicher Rah-
men, damit diese einen 
Mobilitätspass für ihre 
Bürger*innen anbieten 
können.  

Einführung eines lan-
desweiten 365-Euro-Ti-
ckets für Schüler und 
Azubis, mit gestaffelter 
Geschwisterermäßi-
gung.  
 
Damit sollen Familien 
bei Mobilitätskosten ent-
lastet und Nutzung des 
ÖPNV gefördert wer-
den. 

Zur weiteren Entlastung 
der Familien wollen wir 
die Kosten für die Schü-
lerbeförderung 
komplett übernehmen. 
 

Keine kostenlose Schü-
lerbeförderung, aber 
zum Schutz finanz-
schwacher Familien Ge-
spräche mit den KLVen 
über Belastungsober-
grenze. Land gibt seit 
2018 für Subventionie-
rung von Schüler- und 
Azubi-Tickets 200 Milli-
onen Euro an die Land-
kreise. Diese Mittel wer-
den ab dem Jahr 2021 
schrittweise angehoben.  
 

Schulbeförderungskosten 
sind Lernmittel und müssen 
frei sein. 
 
Ticketfreier ÖPNV und 
Ausbau in der Fläche. 
 
Bus und Bahn in jedem Ort. 
Umsetzung des „Zielkon-
zept 2025 für den Schie-
nenpersonennahverkehr in 
BW". 
 
Erhalt von kleinen Schulen. 
Dasselbe gilt auch für Kita 
Standorte. 
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Erhalt und 
Ausbau der 
sozialen Inf-
rastruktur 
 

 Grüne CDU SPD FDP Die Linke 

 Wie wollen Sie 
Familienbildung 
als wichtiges 
Förderinstru-
ment systema-
tisch fördern 
 

Um junge Eltern und 
ihre neugeborenen Ba-
bys bestmöglich zu be-
gleiten, haben wir in Ba-
den-Württemberg das 
Landesprogramm 
STÄRKE neu aufge-
stellt.  
 
Auch mit anderen Ange-
boten der Elternbildung 
und der Frühen Hilfen 
setzen wir neue Impulse 
für die Familienbildung 
in den Kommunen und 
Landkreisen.  
 
Ziel ist es, Familien 
niedrigschwellig zu un-
terstützen, ihnen mit 
Rat und Tat zur Seite zu 
stehen und alle Eltern 
zur Eigenverantwortung 
zu befähigen.  
 
Dafür haben wir als 
grün-geführte Landesre-
gierung die Entwicklung 
einer „Rahmenkonzep-
tion Familienbildung 
BW“ gefördert. Jetzt 
geht es uns darum, 
diese Schritt für Schritt 
umzusetzen. 
 

Weiterentwickeltes Lan-
desprogramm STÄRKE 
als guten Zugang. 
 
Förderung des Modell-
projekts zur Umsetzung 
der Rahmenkonzeption 
Familienbildung BW 

Stärkung der Zusam-
menarbeit des Landes 
mit den Kommunen und 
Trägern.  
 
Wohnortnahen Ausbau 
von Familien- 
/Eltern-Kind-Zentren 
weiterhin fördern und 
vorantreiben.  
 
Die Eltern-Kind-Zentren 
in Kitas sind 
Treffpunkte vorrangig 
für Familien mit Kindern 
unter drei Jahren. Sie 
sollen offene, 
unkompliziert nutzbare 
Angebote für Beratung 
und Austausch bieten.  
 

Wir möchten das Lan-
desprogramm STÄRKE 
so weiterentwickeln, 
dass es wieder allen 
Familien offensteht und 
den Weg zur Familien-
bildung weist.  
 
Es war aus Sicht der 
Freien Demokraten ge-
radezu stigmatisierend, 
die Leistungen nur noch 
für einkommensschwa-
che Familien vorzuse-
hen.  
 

Mütter-, Familien- und 
Communityzentren aus-
bauen und stäken. Als An-
laufstellen mit integrierten 
Kindertagesstätten und An-
geboten für Senior*innen, 
Treffs für Jugendliche und 
Arbeitslose, Koordinierung 
von Nachbarschaftshilfe 
und günstigen Mittagsti-
schen. Sie spielen eine 
zentrale Rolle für die Fami-
lienbildung. 

 
Soziale und kulturelle An-
gebote erhalten – auch in 
kleinen Orten. Frauenbera-
tungs- und Hilfsstrukturen 
erhalten und ausbauen.  
 

 
Recht auf Weiterbildung 
und lebenslanges Ler-
nen! Förderung generatio-
nenübergreifender Weiter-
bildungsangebote in allen 
Bereichen. 
 
Erhöhung der Landeszu-
schüsse für die Volkshoch-
schulen. Tarifgebundene 
Gehälter für Lehrende in 
der Weiterbildung. Hono-
rararbeitsverhältnisse dür-
fen nicht die Regel sein! 
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 Absicht, Famili-
enerholung zu 
stärken, um Fa-
milien zu entlas-
ten? 
 

Landesregierung hat 
Hilfsprogramm mit  1,7 
Mio Euro geschaffen. 
Damit unterstützten wir 
Familienferienstätten, 
die in der BAG Famili-
enerholung organisiert 
sind und ihren Sitz in 
BW haben. 
 
In den Einrichtungen 
der Familienerholung in 
BW können Familien 
wieder Kraft tanken und 
sich erholen.  
 
Wir werden uns dafür 
einsetzen, dass die Fa-
milienerholung erhalten 
bleibt und ausgebaut 
wird. 
 

Mit der Einführung ei-
nes Landeszuschusses 
für Familienerholungs-
maßnahmen sollen Fa-
milienfreizeiten und 
Auszeiten für pflegende 
Angehörige ermöglicht 
werden. 
 
Um pflegende Angehö-
rige zu entlasten, set-
zen wir uns für einen 
Ausbau des Angebots 
an Kurzzeit-, Tages- 
und Nachtpflegeplätzen 
ein.  
 
Auch wenn wir mit ziel-
gerichteten Förderpro-
grammen die Pflegeinf-
rastruktur im Land be-
reits bedarfsorientiert 
weiterentwickelt und 
wohnortnahe Pflegean-
gebote gestärkt haben, 
wollen wir diesen Weg 
weitergehen. 
 

Wir steigen wieder in 
die gemeinnützige Fa-
milienerholung ein und 
schaffen mehr wohnort-
nahe Angebote für 
Ferienbetreuung. 
 

Familienferienstätten 
bieten gute Angebote. 
Für die Instandhaltungs- 
oder Erneuerungsmaß-
nahmen wurde in den 
Staatshaushaltsplan ein 
entsprechender Titel 
aufgenommen. Darüber 
hinausgehende Leistun-
gen könnten durch Um-
schichtung entwickelt 
werden. 
 

Förderung und Unterstüt-
zung auch finanziell erhö-
hen, um Familien damit zu 
entlasten. Wir stellen uns 
dabei ähnlich Programm 
vor, wie es sie in Thüringen 
bereits gibt. Dort haben wir 
gemeinsam mit den Famili-
enferienstätten ein Sonder-
programm entwickelt, auf-
gelegt und auch entspre-
chend finanziert. Dabei gibt 
es für die Familien selbst, 
finanzielle Zuschüsse für 
die Teilnahme an Familien-
erholungsangeboten.  
 
Gleichzeitig hat dort ein 
Landesprogramm Solidari-
sches Zusammenleben für 
Generation gestartet. Wir 
fordern die gleiche Form 
der Förderung und des 
Programms auch für Ba-
den-Württemberg. 
 

 Maßnahmenpla-
nung gegen 
rechtsgerichtete 
und fremden-
feindliche Hal-
tung? 
 

Konsequent gegen jegli-
chen gewaltbereiten 
Extremismus.  
 
V.a. Rechtsextremis-
mus und Hasskriminali-
tät bedrohen freie und 
offene Gesellschaft 
ganz massiv.  
Rassismus und  

Keine Aussagen im Ant-
wortschreiben der CDU 

Mehrsprachigkeit und 
kulturelle Sensibilität 
von der Kita über die 
Schule bis hin zur Aus-
bildung und Uni würdi-
gen und fördern.  
 
Landesaktionsplan ge-
gen Rassismus mit Ex-
pert*innen und Betroffe-
nen. 

Wir sprechen uns ge-
gen Extremismus aller 
Art aus,  
 
FDP unterstützt Präven-
tionskonzepte, hält an-
gemessene Förderung 
für Aussteigerpro-
gramme für erforderlich.  
 

Antirassismus und Antifa-
schismus in der Landesver-
fassung verankern. 
 
Enquete-Kommission ge-
gen rassistische Gewalt 
einrichten. 
 
Landesverfassung wird 
weltanschaulich neutral, 
Ethikunterricht als 
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gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit 
entgegentreten – mit ei-
nem ressortübergreifen-
den Aktionsplan gegen 
Rassismus,  
 
Rechtsextremismus und 
Hasskriminalität. Die 
einzelnen Maßnahmen 
betreffen sowohl Polizei 
und Justiz als auch die 
Zivilgesellschaft.  
 
Eine ausführliche Be-
schreibung des Aktions-
plans finden Sie im Ka-
pitel 13 „Inneres, Recht 
und Verfassung“ unse-
res Wahlprogramms zur 
Landtagswahl am 14. 
März 2021.  
 

 
Formate entwickeln, um 
Dialog, Begegnung und 
gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zu fördern.  
 
Antidiskriminierungsbe-
auftragte*n ernennen, 
um die Arbeit der Anti-
diskriminierungsstelle 
des Landes zu stärken.  
 
Vereine und Organisati-
onen unterstützen, die 
sich für 
kulturellen oder religiö-
sen Austausch und 
(post-)migrantische In-
teressen einsetzen.  
Diese Kooperationen 
wollen wir auch auf 
Unternehmen und Be-
hörden ausweiten.  
 
Mit Nulltoleranz- Strate-
gie konsequent gegen 
Hetze und Gewalt vor-
gehen.   
 
Wir wollen Staatsan-
waltschaften mit dem 
Schwerpunkt „Rechts-
extremismus“ einrich-
ten, damit diese Grenze 
kontinuierlich überwacht 
wird, sowie ein universi-
täres Institut zur Erfor-
schung rechtsextremis-
tischer Strukturen in 

Sofern Kinder und Ju-
gendlichen in einem 
extremistischen Umfeld 
aufwachsen, ist es 
wichtig, dass Lehrkräfte 
und Erzieher solche 
Probleme frühzeitig er-
kennen und hier in einer 
kompetenten und ge-
schulten Art Alternati-
ven vermitteln. 
 

Pflichtfach; Religionsunter-
richt freiwilliges Wahlfach. 
 
Land setzt sich dafür ein, 
im AGB Ausnahmeregelun-
gen für Religionsgemein-
schaften zu streichen 
 
Schutz vor Diskriminierung: 
Queere Menschen und Re-
genbogenfamilien in allen  
Bereichen schützen. 
 
Leitperspektive „Bildung für 
Toleranz und Akzeptanz 
von Vielfalt“ an den Schu-
len sicherstellen. 
 
Vom Kindergarten bis zur 
Hochschule muss Bildung 
inklusiv sein. 
 
Aufklärungskampagnen 
Aktive Antidiskriminierungs-
politik in allen Ebenen des 
öffentlichen Diensts. 
 
Aufenthaltsrecht für illegalli-
sierte Menschen schaffen. 
 
Förderung des mutter-
sprachlichen Unterrichts in 
allen Schulformen. Zugang 
zu Integrations- und 
Sprachangeboten für alle. 
 
Stärkere Förderung sozia-
len, kulturellen und politi-
scher Selbstorganisation 
von Menschen mit Migrati-
onsgeschichte. 
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Baden-Württemberg.“ 
 

 

Kinderbe-
treuung wei-
ter verbes-
sern 

 Grüne CDU SPD FDP Die Linke 

 Schritte, um 
eine bedarfsge-
rechte, qualita-
tiv hochwertige 
und bezahlbare 
Kinderbetreu-
ung zu sichern? 

 

Kindertagesstätten bie-
ten u.a. Hilfestellungen 
für Familien und Men-
schen aus der Nachbar-
schaft. Deshalb werden 
wir die Weiterentwick-
lung von Kitas zu Kin-
der- und Familienzen-
tren intensivieren.  
 
Pakt für gute Bildung 
und Betreuung weiter-
entwickeln. Er hat wich-
tige Leitplanken für 
mehr Qualität in der 
frühkindlichen Bildung 
geliefert: 
 
 
Natürlich trägt auch die 
bessere Bezahlung der 
Stellen zur Attraktivität 
des Berufsbilds bei.(?) 
 
PIA: Die Praxisorien-
tierte Erzieher*innen-
ausbildung als gutes In-
strument für die Fach-
kräftegewinnung.  
 

Wir setzen auf flexible, 
bedarfsgerechte, quali-
tativ hochwertige Be-
treuungsangebote — 
orientiert an dem, was 
Familien wirklich wollen 
und brauchen.   
 
Förderung seit 2019 auf 
über 1 Milliarde Euro 
verdoppelt. Für die Be-
treuung der unter 3-jäh-
rigen steigt die Betriebs-
kostenerstattung des 
Landes auf 1,160 Mrd.  
 
Qualitätsoffensive für 
das Schulsystem be-
trifft auch Handlungs-
felder des Gute-Kita-
Gesetzes.  
 
Gesamtkonzept „Kom-
petenzen verlässlich 
voranbringen" (Kolibri) 
für sprachliche und 
elementare Förderung 
von Kindern ab 2 Jah-
ren, 7 Monaten, stär-
kere Unterstützung 
der Inklusion durch 

Erfolgreiche Bildung be-
ginnt bereits im Klein-
kindalter. Alle Einrich-
tungen brauchen, 
unabhängig vom Trä-
ger, verbindliche Quali-
tätsstandards und ein 
Qualitätsmanagement-
system.  
 
Wir streben daher einen 
verbindlichen Orientie-
rungsplan an 
und den Ausbau der in-
dividuellen Förderange-
bote, insbesondere im 
Bereich der 
Sprachförderung. Die 
Umsetzung des Orien-
tierungsplans ist aus 
Landesmitteln zu finan-
zieren, 
damit Qualität keine 
Frage der Finanzaus-
stattung der Kommunen 
ist.  
 
Wir halten daran fest, 
Familien zu entlasten 
und die Kita-Gebühren 
abzuschaffen. Jede*r 
soll sich den Zugang zu 

Einrichtungen der Kin-
dertagesbetreuung sind 
auch Bildungseinrich-
tungen.  
 
Vielfalt der Angebotsfor-
men ist es für die Eltern 
möglich, die individuell 
passende Betreuung zu 
finden.  
 
Wir treten für Wahlfrei-
heit und den Wettbe-
werb der Angebote ein.  
 
Wir werden: 
. gewährleisten, dass 
das Land seine Verant-
wortung für die Kinder-
tagesbetreuung  
wahrnimmt und dabei 
den kommunalen, kirch-
lichen und freien Trä-
gern jenes Maß an Ge-
staltungsfreiheit lässt, 
das ein vielfältiges An-
gebot möglich macht. 
 
. Betreuung durch Ta-
geseltern als gleichwer-
tig mit der Betreuung in 
einer Kindertagesstätte 
anerkennen und ent-
sprechend bezuschus-
sen. 

Bildung ist ein Menschen-
recht und Gemeinschafts-
aufgabe.  
Deswegen fordern wir: 
 
Rechtsanspruch auf einen 
beitragsfreien Ganztages-
platz in Wohnortnähe ab 
dem ersten Lebensjahr. 
 
Erhalt von kleinen Schulen. 
Dabei helfen flexible Kon-
zepte wie Schulverbünde 
und Filialen von benach-
barten Schulen,  
 
Frühkindliche Bildungskon-
zepte, die nach wissen-
schaftlichen Standards er-
arbeitet und regelmäßig 
evaluiert werden. 
 
Rechtsanspruch auf einen 
Platz an einer Ganztages-
schule. Alle Schulen, die 
Ganztagschule werden 
wollen, sollen vom Land die 
nötigen Mittel für Umbau 
und Personal erhalten. 
 
Kostenfreie Mittagessen an 
allen KiTas und Schulen 
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mobile Fachdienste 
und Qualitätsbegleiter,   
Weiterentwicklung der 
Kooperation Kita-
Grundschule, finanzi-
elle und qualitative 
Stärkung der Kinder-
tagespflege, Errich-
tung des „Forum Früh-
kindliche Bildung" so-
wie Evaluation des 
Orientierungsplans.  
BW investiert seit 
2019 bis zum Endaus-
bau im Jahr 2024 bis 
80 Mio. Euro jährlich.  
 
Frühkindliche Bildung 
weiter stärken. Grund-
lage: Orientierungsplan 
Er soll für alle Kinderta-
geseinrichtungen und 
die Kindertagespflege 
verbindlich werden. 
Überprüfen und anpas-
sen. 
 

frühkindlicher Bildung 
leisten können. Auch 
die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf darf 
keine Frage des Ein-
kommens sein. Dazu 
müssen auch genügend 
Plätze zur Verfügung 
stehen. 
 
Außerdem streben wir 
eine Ganztagsgarantie 
vom ersten Geburtstag 
bis zum letzten Schul-
tag 
an. Wer Betreuung 
ganztägig braucht, soll 
sie auch bekommen. 
 

 
• Kindertagespflege der 
institutionellen Kinder-
betreuung gleichstellen 
und Rahmenbedingun-
gen dafür schaffen.  
 
• auch über das Jahr 
2022 hinaus eine ange-
messene Leitungszeit 
vorsehen 
. 
• die Sprachförderung in 
den Kindertageseinrich-
tungen ausbauen und 
verbessern. 
 
• Vereinbarung mit den 
Kommunen anstreben, 
um den Orientierungs-
plan für eine frühe Bil-
dung für verbindlich zu 
erklären. 
 

Der Bund muss sich stärker 
an der Finanzierung der 
KiTas beteiligen 
 

 Maßnahmen, 
um Fachkräfte-
mangel entge-
genzuwirken? 
 
 

Zahl der Ausbildungs-
plätze weiter erhöhen.  
Anzahl der Klassen an 
den Fachschulen aus-
bauen. 
 
Träger erhalten Ausbil-
dungspauschale pro 
Platz und Monat. Paral-
lel dazu ist es notwen-
dig, die Studierenden-
plätze für 

Die praxisintegrierte 
Ausbildung führen wir 
konsequent fort. Die 
Träger unterstützen 
wir dabei, den Leite-
rinnen und Leitern 
ausreichend Leitungs-
zeit zur Verfügung zu 
stellen. Die Kinderta-
gespflege soll zukünf-
tig eine gleichwertige 

Dem Fachkräftemangel 
in der Kinderbetreuung 
begegnen wir insbeson-
dere mit dem Aufbau 
von Studienplätzen so-
wie der praxisintegrier-
ten Ausbildung (PiA). 
Die Kita muss ein at-
traktiver 
Arbeitsplatz mit fairen 
Rahmenbedingungen 

Wir wollen vor allem in 
die Ausbildung weiterer 
pädagogischer Fach-
kräfte investieren.  
 
Das Modell der Praxis-
integrierten Ausbildung 
(PIA) bietet dazu An-
knüpfungspunkte.  
 
Auch könnten die Mög-
lichkeiten der 

Mehr Wertschätzung für 
den Erzieher*innenberuf. 
Sollte für alle Fachkräfte in 
der Sorgearbeit gelten.  
 
Daher: Ausbildungswege 
attraktiver gestalten, Belas-
tungen reduzieren und 
Gehälter erhöhen.  
 
Einen Ausbau des beitrags-
freien staatlichen 
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Kindheitspädagog*in-
nen dringend auszu-
bauen. 
 
Studienplatzkapazitäten 
im Bereich der Elemen-
tarpädagogik und vor al-
lem die spätere Berufs-
tätigkeit der Absol-
vent*innen überprüfen. 
 
Herausfinden, ob wir 
mehr Studienplätze be-
nötigen oder ob es aus-
reichend Absolvent*in-
nen gibt, diese aber in 
andere Tätigkeitsfelder 
abwandern.  
Wir brauchen einen gu-
ten Personalmix an den 
Kitas. 
 
 

Säule der Kinderta-
gesbetreuung sein. 

Der Pakt umfasst eine 
PIA-Offensive zur Ge-
winnung zusätzlicher 
Fachkräfte, 

sein und das bedeutet: 
weniger befristete 
Arbeitsverträge, tarifli-
che Vereinbarungen bei 
allen Trägern, Entlas-
tung bei nichtpädagogi-
schen 
Arbeiten durch zusätzli-
ches Personal und gute 
berufliche Perspektiven. 
 

Weiterqualifizierung von 
Tageseltern zu Erziehe-
rinnen und Erziehern 
verbessert werden, was 
im Interesse beider 
Gruppen liegen dürfte.  
 

Ausbildungsplatzangebotes 
und eine faire Bezahlung 
der Auszubildenden 
. 
Eine Aufwertung des Erzie-
her*innenberufs durch gute 
Arbeitsbedingungen und 
eine angemessen vergü-
tete Bezahlung. 
 
Das Land als Vorreiterin: 
soziale Berufe gehören hö-
her eingruppiert! 
 

Bezahlbares 
generatio-
nengerech-
tes Wohnen 
fördern 

 Grüne CDU SPD FDP Die Linke 

 Schritte, um die 
akute Wohn-
raumnot zu sen-
ken? 

 

In dieser Legislatur hat 
die grün-geführte Lan-
desregierung ein 
Wohnraumförderpro-
gramm mit jährlich 
250 Millionen Euro ge-
startet.  
 
Ziel ist es, in den Kom-
munen bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen.  
 

Gegenüber dem 
Bund setzen wir uns 
dafür ein, das Bau-
kindergeld auch 
über den 31. März 
2021 hinaus zu ge-
währen. Sollte sich 
der Bund hier nicht 
bewegen, werden 
wir ein Baukinder-
geld des Landes in 
Höhe von 1.200 
Euro je Kind und 

Die SPD macht Woh-
nen im Land bezahlbar 
für alle und plant scho-
nend für das Klima. 
30 Prozent des  Ein-
kommens für die Miete 
sind genug. 
 
Mietendeckel einführen. 
Er soll Kommunen er-
lauben, eine Mietober-
grenze für Neuvermie-
tungen sowie einen 

Schaffung von neuem 
Wohnraum ist Kernan-
liegen der FDP. Mehr 
Investitionen in den Bau 
neuer Wohnungen. An-
reize schaffen. 
 
Bauen günstiger und 
schneller machen. 
Dazu: Entschlackung 
der Landesbauordnung 
von unnötigen Auflagen, 
Ausweisung von neuem 

Wohnen als Grundrecht!  
Den sozialen und barriere-
freien Wohnungsbau mas-
siv ausweiten, neue Wohn-
gemeinnützigkeit einführen. 
 
Mietenstopp für sechs 
Jahre und mehr sozialer 
und barrierefreier Woh-
nungsbau 
 
Das Land muss tätig wer-
den über eine 
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Besonders wichtig ist 
uns Grünen dabei, den 
Bau von Mietwohnun-
gen zu fördern. Dafür 
sind im Programm jähr-
lich über 180 Mio. Euro 
vorgesehen.  
 
Denn Mietwohnraum ist 
ein Stützpfeiler des ge-
sellschaftlichen Zusam-
menhalts.  
 
Wir wollen, dass alle 
Teile der Gesellschaft 
Zugang zu bezahlbarem 
Wohnraum haben – Alte 
und Junge, Menschen 
mit und ohne Behinde-
rung, Zugezogene und 
Alteingesessene.  
 

Jahr über einen 
Zeitraum von zehn 
Jahren einführen. 

Unser Ziel. ist es dar-
über hinaus, dass die 
Steuerpflicht für den 
Ersterwerb von 
Wohneigentum ent-
fällt.  

Des Weiteren ermäßi-
gen wir die Grunder-
werbsteuer von fünf 
auf 3,5 Prozent. 

 

zeitlich begrenzten 
Mieterhöhungsstopp 
einzuführen.  
 
Kopflosen Flächenfraß 
beenden. Vorrangig ver-
siegelte Flächen für be-
zahlbaren Wohnungs-
bau erschließen. 
 
Bis zum Jahr 2026 in 
BW 500 000 neue Woh-
nungen bauen. Dafür 
gründen wir die Landes-
wohnraumgesellschaft 
BWohnen.  
 
Positive Quartiersent-
wicklung und -gestal-
tung. Beratung und 
Austausch für Kommu-
nen 
und Bauträger*innen 
werden gebündelt. 
 

Bauland, Etablierung 
von Nachverdichtungs-
programmen sowie die 
Festschreibung höherer 
baulicher Dichten.   
 
Zur Förderung von 
Wohneigentum Grund-
erwerbssteuer auf 3,5 
Prozent senken.  
 
Förderung neuer Wohn-
formen wie Mehrgene-
rationenhäusern und 
Seniorenwohngemein-
schaften durch eine 
Verringerung von Vor-
schriften.  
 
Beim Erwerb von 
Wohneigentum einen 
Grunderwerbsteuerfrei-
betrag von 500.000 
Euro einführen.  
 

Landeswohnungsbauge-
sellschaft - Kommunen 
beim Wohnungsbau unter-
stützen. 
 
Bessere Förderung für 
Baugenossenschaften und 
soziale Projekte, die dauer-
haft günstige Mieten anbie-
ten. Kommunen sollen sel-
ber Höchstmieten festset-
zen dürfen. 
 
Wohnbaufördermittel des 
Landes für neuen Wohn-
raum und den Bau von 
15.000 Sozialwohnungen 
p.a. auf min. 250 Millionen 
Euro p.a. erhöhen. 
 
Die Modernisierungsförde-
rung an Mietpreisbindung 
koppeln. 
 

 Stärkung von 
Quartier und 
Sozialraum, um 
Kindern und Fa-
milien ein anre-
gendes und för-
derliches Um-
feld zu bieten?  
 

Familien brauchen ein 
Zuhause. Mit der Strate-
gie „Quartier 2020 – 
Gemeinsam. Gestal-
ten.“ unterstützt das 
MSI Städte, Gemein-
den, Landkreise und zi-
vilgesellschaftliche Ak-
teur*innen bei der al-
ters- und generationen-
gerechten Quartiersent-
wicklung.  
 
Es stellt Fördergelder 
und Beratung zur Verfü-
gung. Ziel ist es, 

Veränderten Famili-
ensituationen sollte 
auch im Wohnungs-
bau Rechnung getra-
gen werden. Es muss 
berücksichtigt wer-
den, dass sich Fami-
lien - auch über meh-
rere Generationen 
hinweg - vermehrt in 
Wohnungen aufhal-
ten, hier leben, arbei-
ten, spielen und ge-
pflegt werden. Ent-
sprechende Projekte 

Wohnformen sollen den 
Zusammenhalt der 
Nachbar*innen stärken 
 
Die BWohnen trägt zu 
einer 
positiven Quartiersent-
wicklung und -gestal-
tung bei. Beratung und 
Austausch für Kommu-
nen 
und Bauträger*innen 
werden gebündelt. 
 

 
Eine aktive Quartiersge-
staltung kann darüber 
hinaus eine wichtige 
Rolle spielen. Diese ist 
gemeinsam mit den 
Städten und Gemein-
den weiterzuentwickeln 
und die bisherige För-
derpolitik zu evaluieren. 
 

Mehrgenerationen-Wohn-
projekte und genossen-
schaftliche Pflegeprojekte 
durch ein Landesprogramm 
fördern. 
 
Stadt der kurzen Wege, so-
zial und nachhaltig.  
 
Mobilität für Alle: ticketfreier 
ÖPNV und Ausbau in der 
Fläche. 
 
Städte für Fußgänger*in-
nen und Fahrräder. 
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lebendige Quartiere zu 
gestalten. Also Nach-
barschaften, Stadtteile 
oder Dörfer, in die Men-
schen sich einbringen, 
Verantwortung überneh-
men und sich gegensei-
tig unterstützen.  
 
Derzeit bereiten wir den 
Weg für die Fortführung 
der Strategie als Quar-
tier 2030. 
 

sollten gefördert wer-
den. 

 
Wir wollen zudem, 
dass bei der Stadtpla-
nung und im Woh-
nungsbau familienpo-
litische Fragestellun-
gen eine höhere Be-
achtung finden. 
 

Soziale und kulturelle An-
gebote erhalten – auch in 
kleinen Orten 
 
Jugendzentren ausbauen 
und erhalten 
 
Frauenberatungs- und 
Hilfsstrukturen erhalten und 
ausbauen 
 

Medienkom-
petenz - Bil-
dung in einer 
digitalen 
Welt fördern 
 

 Grüne CDU SPD FDP Die Linke 

 Digitale Infra-
struktur schaf-
fen und Medien-
kompetenz von 
Lernenden, Leh-
renden und pä-
dagogischen 
Fachkräften 
stärken und si-
chern? 
 

Medienbildung wurde 
mit den Bildungsplänen 
2016 als eine von sechs 
übergeordneten Leitper-
spektiven verbindlich 
eingeführt.  
Gemeinsam mit den 
Schulträgern sorgen wir 
für eine leistungsfähige 
digitale Infrastruktur: 
Alle Schüler*innen und 
Lehrer*innen brauchen 
digitale Endgeräte. Die 
Schulen müssen mit 
Breitband und WLAN 
ausgestattet werden. 
Lernmanagement- und 
Lernplattform-Module 
sowie digitale Lehr- und 
Lernmaterialien 

Medienkompetenz für 
Kinder und Eltern inten-
sivieren 
 
Für alle Lehrer in BW 
bis 2023/2024 eine ent-
sprechende Fortbildung 
sicherstellen.  
 
IT-Kenntnisse für Lehr-
kräfte im Rahmen der 
Aus- und Weiterbildung 
durch Fachleute berufs-
spez. vermitteln. 
  
Schülerinnen und Schü-
lern kritische und selbst-
bestimmte Mediennut-
zung vermitteln sowie  
Grundlagen elektroni-
scher Datentechnik. 

Pädagogische Kon-
zepte für digitalen Un-
terricht und gut ausge-
bildete Lehrer*innen 
sind die 
Voraussetzung für 
Schulen mit Zukunft.  
 
Hierfür werden wir ein 
breites Programm der 
Aus- und 
Weiterbildung für alle 
Lehrer*innen auf den 
Weg bringen. Lehrkräfte 
können so schnell und 
wirksam ihre Kompeten-
zen ausbauen.  
 
Wir werden dafür sor-
gen, dass jede Schule 
bis zum Jahr 

Fortbildungspro-
gramme, etwa für Leh-
rer an Schulen durch 
Medienkompetenztage 
und für Hochschullehrer 
durch Kursangebote, 
stärken und bei den Bil-
dungsträgern neue Wei-
terbildungsangebote 
fordern und fördern. 
 
Die Unterstützung von 
Bürgerinnen und Bür-
gern jeden Alters im 
Fachbereich Informatik 
und digitale Medien in 
Bildungseinrichtungen 
fördern. Hierbei soll un-
ter anderem die gesell-
schaftliche Teilhabe im 
Vordergrund stehen. 

Digitalisierung beginnt bei 
uns zentral bei den Bil-
dungseinrichtungen und -
institutionen:  
 
Gute Breitbandversorgung 
als Teil der öffentlichen Da-
seinsvorsorge in jedem 
Dorf. 
 
Basisinternetanschlüsse in 
jedem Haushalt und im öf-
fentlichen Raum durch die 
öffentliche Hand  
 
verbindliche Standards für 
die digitale Schulausstat-
tung und die Förderung von 
freien bereitgestellten digi-
talen Lehr- und 
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bereitstellen und be-
darfsorientiert anpas-
sen.  
 
Leitperspektive Medien-
bildung weiterentwi-
ckeln, Mediencurricula 
aufbauen, abgestimmt 
auf  Schularten und 
Klassenstufen. 
 
Pädagogik der digitalen 
Bildung durch Didaktik-
module in der 1. + 2. 
Phase der Lehrerbil-
dung stärken.  
 
Kohärentes Fortbil-
dungskonzept in der 3. 
Phase, im Einklang mit 
den Mediencurricula 
und Medienentwick-
lungsplänen. 
 

 
Verbraucher 
Broschüren an die Hand 
geben,  
 
Landesweite Verbrau-
cherschutzbehörde soll 
Kompetenzen bündeln, 
Vollzug des Verbrau-
cherschutzes effizienter 
gestalten und zentraler 
Ansprechpartner sein. 
Behörde nach Vorbild 
des EG-Verbraucher-
schutzdurchsetzungs-
gesetzes. Vorhandene 
Verwaltungsstrukturen 
sollen genutzt werden. 
 

2023 über eine symmet-
rische 1-GBit/s-Daten-
leitung und flächende-
ckendes WLAN verfügt. 
Wir 
setzen uns für eine sou-
veräne digitale Infra-
struktur ein. 
 

 Lernmaterialien. Bund und-
Land-Programm 
 
Aus- und Fortbildungsinitia-
tive zum digitalen, pädago-
gisch begleiteten und 
selbstständigen Lernen so-
wie zur Medienbildung. 
 
Medienpädagogische Aus-
bildungsteile in der Lehr-
amtsausbildung  
 
Einkommensschwachen 
Haushalten eine subventio-
nierte Grundversorgung mit 
kostenlosem Internet  

 Wo werden - un-
terstützt von 
der Landesre-
gierung - 
Grundfragen 
der Medienethik 
geklärt? 
 

Fragen der Medienethik 
werden in Baden-Würt-
temberg an zahlreichen 
Orten und aus verschie-
denen Perspektiven be-
trachtet, bewertet und 
fortentwickelt. Ein Bei-
spiel hierfür sind unsere 
Hochschulen. Konkret 
sei hier die Hochschule 
der Medien genannt, die 
die „10 Gebote der digi-
talen Ethik“ entwickelt 
hat. Darüber hinaus 
wird das Thema in der 
Initiative Kindermedien-
land sowie in den 

Digitalisierung mit ei-
nem eigenständigen Mi-
nisterium mehr Gewicht 
innerhalb der Regierung 
beimessen.  

 
Hinweis auf Kinderme-
dienland. Aktuell gibt 
das Land mehr als 1 
Mio. Euro p.a. für Medi-
enkompetenzpro-
gramme. Ergänzt durch 
Aktivitäten und Pro-
jekte anderer Träger 
und Partner.  
 

 Sowohl im Medienbil-
dungs- und Informatik-
unterricht an den Schu-
len als auch in der Leh-
reraus- und -fortbildung 
und der Weiterbildung 
im Bereich der digitalen 
Bildung müssen Fragen 
der Medienethik eine 
zentrale Rolle spielen.  
 

Stärkung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks: Die 
digitalen Angebote des 
SWR, insbesondere für 
junge Menschen, müssen 
ausgebaut werden. Der 
Landesrundfunkrat Baden-
Württemberg muss jünger 
und migrantischer werden.  
die finanzielle Förderung 
freier Radios.  
 
Netzneutralität sichern 
 
Unterstützung von Lokal-
zeitungen  
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Bildungsplänen im Fach 
Ethik behandelt. Die 
Landesregierung hat im 
Jahr 2019 zudem den 
medienpolitischen Kon-
gress „Source“ ausge-
richtet, der vor allem die 
Medienethik themati-
siert hat.  
 

Neben den Risiken 
der Mediennutzung 
geht es auch um 
Chancen des Um-
gangs mit den Me-
dien. Das ist auch der 
richtige Rahmen und 
die richtige Plattform 
zur Klärung von Fra-
gen der Medienethik. 
 

Schutz von Persönlichkeits-
rechten muss an erster 
Stelle stehen. 
 
Der Landtag und der Aus-
schuss für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst muss 
regelmäßig mit Päda-
gog*innen und Medienwis-
senschaftler*innen zusam-
menkommen um solche 
Fragen zu erörtern 
 

 Funktionieren-
den Kinder- und 
Jugendmedien-
schutz sichern? 
 

Wir werden die Landes-
medienanstalt Baden-
Württemberg stärken. 
Wir wollen ihr mehr 
Rechte und Möglichkei-
ten geben, insbeson-
dere im digitalen Be-
reich, damit sie den Kin-
der- und Jugendmedi-
enschutz besser durch-
setzen kann. 
 

Verweis auf Kinderme-
dienland. Sonst keine 
Aussage dazu 

Mehr Engagement bei 
Jugendmedienschutz. 
Pädagogische Medien-
bildung stärken.  
 
Anstieg von Hassbeiträ-
gen im Netz: klare 
Verantwortlichkeit der 
Anbieter gefragt.  
 
Flächendeckendes Kon-
zept für Pädagog*innen, 
Eltern, Kinder und Ju-
gendliche, um sie in die 
Lage zu versetzen, sich 
effektiv vor den Gefah-
ren im Internet  
zu schützen. 
 

Im Bereich des Kinder- 
und Jugendmedien-
schutzes halten wir eine 
bessere Abstimmung 
zwischen Bund und 
Ländern sowie die Stär-
kung der Medienkompe-
tenz von Kindern und 
Jugendlichen für not-
wendig.  
 
Dazu gehört vor allem 
eine fundierte, ab 
Klasse 1 einsetzende 
Medienbildung, bei der 
der kritische Umgang 
mit digitalen Medien im 
Schulunterricht gestärkt 
wird.  
 

Jugendschutz im Internet 
stärken und dabei gleich-
zeitig die freien Strukturen 
erhalten.  
 
Effektiver Jugendschutz 
durch Vermittlung von Me-
dienkompetenz bei Eltern, 
Lehrkräften, Kindern und 
Jugendlichen.  
 
Flächendeckende medien-
pädagogische Angebote. 
 
Medienerziehung muss in 
allen Bildungseinrichtungen 
auf die Tagesordnung. 
 

       
 

Stand: 12.02.2021 

 

Rosemarie Daumüller 


